
Die Totenbeschau i.Z.m. dem Präparat gemäß
Sterbeverfügungsgesetz
Ist der Tod einer sterbewilligen Person auf-
grund der Anwendung des Präparates ge-
mäß § 3 Z. 9 StVfG eingetreten, ist die
unmittelbar zum Tode führende Ursache
eine Natriumpentobarbital -Intoxikation
(gem. StVfG).
Nach intravenöser Infusion des Präparates
kann es in Abhängigkeit von der Konzentra-
tion zur Schwarzfärbung der Venen kommen.
Unter „vorausgegangene Ursache“ in der
Kausalkette wird wohl jene Krankheit, die
ausschlaggebend für die Errichtung der
Sterbeverfügung war, anzugeben sein.1

Da es sich um eine nicht natürliche Todes-
ursache handelt, ist Suizid zu vermerken und
diese Angabe nach Möglichkeit durch den
Hinweis auf die Sterbeverfügung samt deren
Erstellungsdatum zu ergänzen.

Kommt der Totenbeschauarzt weiters zu der
Erkenntnis, dass Fremdverschulden sicher
auszuschließen ist, kann nach den Bestim-
mungen des Kärntner Bestattungsgesetzes2

auf eine Obduktion verzichtet werden, und
es besteht für den Totenbeschauarzt keine
Anzeigepfl icht an die Exekutive. Ist die
Polizei aber – aus welchem Grunde auch
immer – involviert, muss eine kriminalpoli-
zeiliche Leichenbeschau gem. § 128 StPO
vorgenommen werden. Dafür zuständig
sind Polizeiärzte bzw. Amtsärzte der Bezirks-
hauptmannschaften. Es kann auch der
Totenbeschauarzt ersucht (aber nicht ver-
pfl ichtet) werden, die Leichenbeschau
vorzunehmen. Dieser legt dann eine Hono-
rarnote gem. GebAG (§ 43 Abs. 1 Z. 3, § 35
Abs. 1 sowie § 32 Abs. 1) an die zuständige
Polizeiinspektion.

1 Es gibt von offizieller Seite bislang keine Empfehlung. Das hier Dargestellte entspricht der derzeit gängigen Praxis zumin-
dest in Kärnten.

2 § 7 Abs. 2 K-BStG

Natriumpentobarbital-
Intoxikation gem. StVfG

Diagnose, die zur
Errichtung der StVf führte

Suizid / StVf vom Datum
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Meldepflicht an das
Sterbeverfügungsregister
(SVR)
Verpflichtend für Totenbeschauärztinnen
und -ärzte ist eine gesonderte Meldung an
den Verantwortlichen für das SVR, wenn
Hinweise vorliegen, dass der Tod in einem
unmittelbaren oder mittelbaren kausalen
Zusammenhang mit der Einnahme eines
Präparates steht.

Die Meldung über den Todesfall hat folgen-
de Informationen zu umfassen:

1. Identifikationsdaten der verstorbenen
Person;

2. Datum und Ort des Todes;
3. falls bekannt, ob eine Sterbeverfügung

errichtet wurde, und falls bekannt, Da-
tum der Errichtung;

4. allfällige Anordnung einer Leichenöff-
nung oder Obduktion;

5. meldende Totenbeschauärztin oder -arzt;
6. Datum der Meldung.

Die Erfüllung dieser Meldepflicht sollte durch
Eintragung im Sterbeverfügungsregister
erfolgen (Login mittels Handysignatur unter
https://gda.gesundheit.gv.at, Personen-
daten eingeben und ZMR-Prüfung an-
klicken, sodann „Fall schließen“ und Daten
eingeben). Als weitere Möglichkeit käme
die (nachweisl iche) Übermittlung einer
Kopie des wie oben beschrieben ausgefüll-
ten Dokumentes an den Verantwortlichen
für das Sterbeverfügungsregister beim
Bundesministerium für Soziales, Gesundheit,
Pflege und Konsumentenschutz, Stubenring 1,
1010 Wien, in Frage.

Auszug aus: Fasching S. und
Tschiggerl W., 2022,
Sterbeverfügung praxisbezogen
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